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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 KA 4/18
Datum 09.12.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 KA 7/21
Datum 07.12.2022

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts
Detmold vom 9.Â Dezember 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt im Berufungsrechtzug die Kosten des Verfahrens mit
Ausnahme der Kosten der Beigeladenen zu 1) bis 7), die ihre Kosten selbst
tragen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Der Streitwert fÃ¼r das Berufungsverfahren wird endgÃ¼ltig auf
60.000,00 â�¬ festgesetzt.

Â 

Tatbestand

Streitig ist die Nachbesetzung eines AnstellungsverhÃ¤ltnisses in einem
Medizinischen Versorgungszentrum (MVZ).
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Die KlÃ¤gerin betreibt ein im Wesentlichen internistisch ausgerichtetes MVZ in S.. In
der Raumordnungsregion S. sind seit 2016 fÃ¼r die Arztgruppe der fachÃ¤rztlichen
Internisten ZulassungsbeschrÃ¤nkungen wegen Ã�berversorgung angeordnet.

Der 0000 geborene T. war als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin bis zum 30. Juni 2016
zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung mit dem Faktor 1,0 in S. zugelassen. Er nahm
an der â��Vereinbarung Ã¼ber die qualifizierte ambulante Versorgung
krebskranker Patientenâ�� (Anlage 7 zum Bundesmantelvertrag-Ã�rzte, im
Folgenden: Onkologievereinbarung) teil. Die vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit Ã¼bte er
im Rahmen einer BerufsausÃ¼bungsgemeinschaft (BAG) mit dem am 13. August
2016 verstorbenen L. (Jahrgang 1950) aus. Im Quartal I/2016 rechnete T. 774, L.
611 ArztfÃ¤lle ab.

Seit dem 8. November 2016 ist T. mit Hauptwohnsitz in W. gemeldet.

Beide Ã�rzte â�� T. und L. â�� haben mit Wirkung zum 1. Juli 2016 zu Gunsten der
Genehmigung einer Anstellung bei der KlÃ¤gerin auf ihre Zulassung verzichtet (T.
mit ErklÃ¤rung vom 2. MÃ¤rz 2016). Hierzu beantragte die KlÃ¤gerin am 18. MÃ¤rz
2016 beim Zulassungsausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen fÃ¼r den
Regierungsbezirk I. (ZA) die Genehmigung zur BeschÃ¤ftigung des T. in einem
Umfang von 32 Stunden pro Woche. Es wurde ein Anstellungsvertrag vom 9. MÃ¤rz
2016, unterzeichnet von dem (damaligen) GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin J. und
T., vorgelegt. Beginn und Ende der tÃ¤glichen Arbeitszeit sollten sich nach den
Erfordernissen des MVZ richten und von der Arbeitgeberin und dem Arzt
einvernehmlich festgelegt werden. Eine monatliche VergÃ¼tung i.H.v. 6.250 â�¬
bei Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall wurde vereinbart.

Mit Beschluss vom 11. Mai 2016 stellte der ZA fest, dass die Zulassung des T. zur
Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin
zu Gunsten einer Genehmigung nach Â§ 103 Abs. 4a Sozialgesetzbuch 5. Buch (SGB
V) infolge seines Verzichts mit Ablauf des 30. Juni 2016 ende. Zugleich wurde die
Genehmigung zur Anstellung des T. ab dem 1. Juli 2016 mit einem
BeschÃ¤ftigungsumfang von 32 Stunden pro Woche (Faktor 1,0) erteilt.

Dieser Beschluss wurde gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin am 19. Mai 2016 ausgefertigt.
Im beigefÃ¼gten Anschreiben wurde darauf hingewiesen, dass die
vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit gemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs. 3 Ã�rzte-ZV innerhalb von drei
Monaten nach Zustellung des Beschlusses aufzunehmen sei. Eine MÃ¶glichkeit zur
FristverlÃ¤ngerung bestehe nicht. Der Beschluss wurde am 24. Juni 2016
gegenÃ¼ber den Verfahrensbeteiligten bestandskrÃ¤ftig. Dies wurde der KlÃ¤gerin
am 11. Juli 2016 klarstellend mitgeteilt.

Am 30. Juni 2016 beantragte die KlÃ¤gerin fÃ¼r T. die Genehmigung zur Teilnahme
an der Onkologie-Vereinbarung. Die Genehmigung wurde von der Beigeladenen zu
1. am 18.Â Juli 2016 mit Wirkung zum 18. Juli 2016 erteilt, wobei darauf
hingewiesen wurde, dass die Nachweise Ã¼ber die Voraussetzungen zur
Aufrechterhaltung der Teilnahme nach Â§ 7 der Onkologievereinbarung bis zum 31.
MÃ¤rz 2017 einzureichen seien. Am 22. Juli 2016 erteilte die Beigeladene zu 1. der
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KlÃ¤gerin zudem die Genehmigung zur AusfÃ¼hrung und Abrechnung von
Untersuchungen nach der Ultraschall-Vereinbarung gemÃ¤Ã� Â§ 135 Abs. 2 SGB V.
Es wurde die Auflage erteilt, dass T. die in Abschnitt D der Ultraschall-Vereinbarung
festgelegten Anforderungen erfÃ¼lle. Die Genehmigung sei an T. als entsprechend
qualifizierten Arzt gebunden.

Bereits mit E-Mail vom Freitag, 8. Juli 2016 (16:52 Uhr) teilte die KlÃ¤gerin
(handelnd durch Frau Kirsten Ullrich) dem ZA mit, dass T. und L. ihre â�� am 1. Juli
2016 aufgenommenen â�� TÃ¤tigkeiten im MVZ am 30. September 2016 beenden
wÃ¼rden. Eine Nachbesetzung der Anstellungsgenehmigungen fÃ¼r T. und L. solle
durch X. (Faktor 0,25), U. (Faktor 0,25), N. (Faktor 0,5) und A. (Faktor 0,5 ab 1.
November 2016) sowie durch eine Erweiterung des BeschÃ¤ftigungsumfangs von Y.
(von 0,5 auf 0,75) und Herrn Q. (von 0,5 auf 0,75) erfolgen. Die AntrÃ¤ge auf
BeschÃ¤ftigung der betreffenden Ã�rzte wurden beigefÃ¼gt. Die Ã�bersendung der
betreffenden AnstellungsvertrÃ¤ge bzw. Ã�nderungsvertrÃ¤ge erfolgte per E-Mail
am Montag, 11. Juli 2016, 10:56 Uhr.

Der Praxisaufnahmebogen wurde von T. am 4. September 2016 unterzeichnet und
am 12. September 2016 an den ZA weitergeleitet. Die KlÃ¤gerin (handelnd durch
Frau R.) teilte mit, dass die Behandlungsfallzahl von T. fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli
2016 bis zum 30. August 2016 bei insgesamt 143 FÃ¤llen gelegen habe. Die
KlÃ¤gerin wies darauf hin, dass ein zweiwÃ¶chiger Praxisurlaub vom 1. bis 12.
August 2016 zu berÃ¼cksichtigen sei. Dieser sei bereits vor Ã�bergabe der Praxis
festgelegt worden und mÃ¼ndlich mit der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung abgestimmt
worden. Hinweise auf eine Erkrankung des Herrn T. und einer damit verbundenen
ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgten hierbei nicht.

Nach Stellungnahme der Beigeladenen zu 1. (vom 20. September 2016) wurde mit
Beschluss des ZA vom 21. September 2016 wie folgt entschieden:

1. Die dem Medizinischen Versorgungszentrum â��MVZ im D. S. GmbHâ�� erteilte
Genehmigung der Anstellung von T. als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin, fachÃ¤rztlich
in 00000 S., B.-straÃ�e mit einem BeschÃ¤ftigungsumfang von 32 Wochenstunden,
Faktor 1,0, wird wegen Nichtaufnahme der AnstellungstÃ¤tigkeit nach Â§Â§ 19 Abs.
3, 1 Abs. 3 Nr. 2 Ã�rzte-ZV mit Wirkung zum 1.7.2016 beendet.

Die Nachbesetzung des AnstellungsverhÃ¤ltnisses nach Â§ 103 Abs. 4b SGB V ist
ausgeschlossen.

2. Der Antrag des Medizinischen Versorgungszentrum â��MVZ im D. S. GmbHâ��
auf BeschÃ¤ftigung der Frau N. als FachÃ¤rztin fÃ¼r Innere Medizin, Schwerpunkt
HÃ¤matologie und Internistische Onkologie mit einem BeschÃ¤ftigungsumfang vom
20 Stunden pro Woche (Faktor 0,5) wird abgelehnt.

3. Der Antrag des Medizinischen Versorgungszentrum â��MVZ im D. S. GmbHâ��
auf Ã�nderung des BeschÃ¤ftigungsumfanges des Herrn Q. als Facharzt fÃ¼r Innere
Medizin, Schwerpunkt HÃ¤matologie und Internistische Onkologie von derzeit 20
Stunden pro Woche (Faktor 0,5) auf 30 Stunden pro Woche (Faktor 0,75) wird
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abgelehnt.

4. Der Antrag des Medizinischen Versorgungszentrum â��MVZ im D. S. GmbHâ��
auf Ã�nderung des BeschÃ¤ftigungsumfanges des Herrn Y. als Facharzt fÃ¼r Innere
Medizin und (SP) HÃ¤matologie und Internistische Onkologie von derzeit 20 Stunden
pro Woche (Faktor 0,5) auf 30 Stunden pro Woche (Faktor 0,75) wird abgelehnt.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der ZA aus, dass erhebliche Zweifel an der
ordnungsgemÃ¤Ã�en TÃ¤tigkeitsaufnahme von Herrn T. bestÃ¼nden. Die
Zulassung oder Anstellung sei nach Â§Â 95 Abs. 6 SGB V zu entziehen, wenn ihre
Voraussetzungen nicht oder nicht mehr vorlÃ¤gen oder der Arzt seine TÃ¤tigkeit
nicht mehr ausÃ¼be oder seine vertragsÃ¤rztlichen Pflichten grÃ¶blich verletze. Die
Nachbesetzung eines AnstellungsverhÃ¤ltnisses sei nicht mÃ¶glich, wenn die
Anstellungsgenehmigung wegen Nichtaufnahme der TÃ¤tigkeit nach Â§Â§ 19 Abs.
3, 1 Abs.Â 3 Nr. 2 Zulassungsverordnung fÃ¼r VertragsÃ¤rzte (Ã�rzte ZV) geendet
habe.

Gegen diese Entscheidung erhob die KlÃ¤gerin am 7. November 2016 Widerspruch.
Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, die Entscheidung des ZA sei schon deshalb
rechtswidrig und daher aufzuheben, weil Â§ 19 Abs. 3 Ã�rzte-ZV verfassungswidrig
sei. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) habe dies mit Beschluss vom 26.
September 2016 festgestellt. Es sei daher nicht mÃ¶glich, die Entscheidung auf
diese Vorschrift zu stÃ¼tzen. AuÃ�erdem sei es unzutreffend, von einer
Nichtaufnahme der AnstellungstÃ¤tigkeit auszugehen. Insofern habe sich der ZA
allein auf die Angaben der Beigeladenen zu 1. gestÃ¼tzt. T. habe aber bis zum
11.Â Juli 2016 112 Patienten behandelt. Ab dem 12. Juli 2016 sei er krank gewesen
und habe deshalb selbst keine Patienten mehr behandeln kÃ¶nnen. Er sei von N.
vertreten worden. Die KlÃ¤gerin wies ferner darauf hin, dass es bis zu der
Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 4. Mai 2016 (B 6 KA 21/15 R)
gÃ¤ngige Praxis gewesen sei, einige Tage nach Aufnahme der TÃ¤tigkeit den
Nachbesetzungsantrag zu stellen, damit eine Nachbesetzung zum Folgequartal
auch unter BerÃ¼cksichtigung der Vorlaufzeiten der Zulassungsgremien
gewÃ¤hrleistet werden konnte. Die genannte Entscheidung des BSG sei noch nicht
anwendbar, da die Antragsunterlagen auf BeschÃ¤ftigung von Herrn T. vor
VerkÃ¼ndung dieses Urteils beim ZA eingegangen seien. Zudem habe die Beklagte
mit E-Mail vom 18. April 2018 â�� und damit vor Erstellung des Bescheides vom 30.
April 2018 â�� mitgeteilt, dass die betreffende Rechtsprechung des BSG keine
Anwendung finde.

Die KlÃ¤gerin reichte des Weiteren Tageslisten fÃ¼r T. fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli
2016 zum 11.Â Juli 2016 ein und Ã¼berreichte gleichlautende ErklÃ¤rungen ihrer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich zu der Arbeitsaufnahme durch T.
verhalten.

Die Beigeladene zu 1. teilte mit, dass bei insgesamt 73 Patienten in der Zeit vom 1.
Juli 2016 bis zum 11. Juli 2016 eine Ziffer in Ansatz gebracht worden sei, die einen
Arzt-Patienten-Kontakt voraussetze und mit der LANR von T. gekennzeichnet
worden sei. Die Behandlungsscheine hierzu wurden Ã¼bersandt.
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In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 7. Februar 2018 vor dem Beklagten erklÃ¤rte
der damalige GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin, Herr J., dass schon lange vor der
Entscheidung des BSG vom 4. Mai 2016 GesprÃ¤che mit T. zur PraxisÃ¼bernahme
stattgefunden hÃ¤tten. Am 1. Juli 2016 habe T. die TÃ¤tigkeit aufgenommen.
Bereits am 6. oder 7. Juli 2016 habe er gegenÃ¼ber einer Mitarbeiterin der
KlÃ¤gerin geÃ¤uÃ�ert, dass es ihm nicht gut gehe und er beabsichtige, seine
TÃ¤tigkeit im MVZ zum 30. September 2016 zu beenden. Nach diesem GesprÃ¤ch
habe Frau R. die Mail an den ZA vom 8. Juli 2016 gesendet. Die KlÃ¤gerin erklÃ¤rte
hierzu, dass diese Mail nicht autorisiert gewesen sei. Des Weiteren erklÃ¤rte sie,
dass sie keinen Antrag auf Umwandlung der Arztstelle am MVZ aus der Zeit vor dem
5.Â Juni 2016 vorlegen kÃ¶nne, die mit der TÃ¤tigkeit des T. im Zusammenhang
stehe.

Mit Beschluss vom 7. Februar 2018, zugestellt am 3. Mai 2018, wies der Beklagte
den Widerspruch der KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, dass
die Anstellungsgenehmigung gemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs. 6 Satz 1 SGB V zu Recht
entzogen worden sei. Es fehle an der TÃ¤tigkeitsaufnahme des T. am 1. Juli 2016
mit einem BeschÃ¤ftigungsumfang von 32Â Wochenstunden. Auch wenn T. einzelne
TÃ¤tigkeiten verrichtet habe und in der Praxis gesehen worden sei, kÃ¶nne hieraus
nicht entnommen werden, in welchem zeitlichen Umfang er die TÃ¤tigkeit
ausgeÃ¼bt habe. Insbesondere folge aus einer etwaigen TÃ¤tigkeitsaufnahme noch
nicht der Anspruch auf Nachbesetzung des ursprÃ¼nglich T. zugeordneten
Vertragsarztsitzes. Entscheidende Voraussetzung fÃ¼r die Privilegierung der
Genehmigung zur Anstellung des Arztes auf die Zulassung sei der Verzicht auf die
Zulassung, um in einem MVZ tÃ¤tig zu werden. Dies setze voraus, dass der
Vertragsarzt seine TÃ¤tigkeit innerhalb des Systems nur mit einem anderen Status
fortfÃ¼hre. Auf die AusfÃ¼hrungen des BSG im Urteil vom 4. Mai 2016 werde
Bezug genommen. So kÃ¶nne nicht jede beliebig geringe Dauer einer
AngestelltentÃ¤tigkeit den Anspruch auf die Erteilung einer Genehmigung nach Â§
103 Abs. 4a Satz 1 SGBÂ V begrÃ¼nden. Der Wille des Arztes, in dem MVZ tÃ¤tig zu
werden, dÃ¼rfe sich nicht in einer logischen Sekunde erschÃ¶pfen. Die TÃ¤tigkeit
mÃ¼sse tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bt werden. Nur dann stehe fest, dass der Wille des
Arztes im Vordergrund stehe, im MVZ tÃ¤tig werden zu wollen. Wenn Ã�nderungen
der VerhÃ¤ltnisse, die eine Ã�nderung der ursprÃ¼nglich bestehenden Absicht
nachvollziehbar erscheinen lieÃ�en, nicht festzustellen seien, gehe dies zulasten
des an der Nachbesetzung der Arztstelle interessierten MVZ. Der Wille des T., ab
1.Â Juli 2016 eine AngestelltentÃ¤tigkeit von zumindest drei Jahren bei der
KlÃ¤gerin aufzunehmen, kÃ¶nne nicht festgestellt werden. Seine TÃ¤tigkeit habe
nur in einem Ã¤uÃ�erst geringen Umfang stattgefunden. Die tatsÃ¤chliche
Arbeitsaufnahme habe dem vorgelegten Arbeitsvertrag nicht entsprochen.
Insgesamt habe er an sieben Arbeitstagen allenfalls 73 Patienten mit einem Arzt-
Patienten-Kontakt behandelt. Dieser zeitlich eingeschrÃ¤nkte Umfang sei nicht in
Ã�bereinstimmung zu bringen mit einer TÃ¤tigkeit im Umfang von einem Faktor von
1,0 (32 Wochenstunden). Auch die Betreuung onkologischer Patienten sei offenbar
nicht erfolgt. AuÃ�erdem habe T. bereits am vierten oder fÃ¼nften Tag nach seiner
geplanten TÃ¤tigkeit mitgeteilt, dass es ihm nicht gut gehe. Ebenso spreche die
Vorgehensweise der KlÃ¤gerin dafÃ¼r, dass eine Nachbesetzung von Beginn an ab
dem 1.Â Oktober 2016 geplant gewesen sei. SchlieÃ�lich habe die KlÃ¤gerin auf die
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insoweit â��gÃ¤ngige Praxisâ�� hingewiesen. Vertrauensschutz zu ihren Gunsten
greife nicht ein. Zwar kÃ¶nne die neue Rechtsprechung des BSG erst auf
UmwandlungsantrÃ¤ge aus der Zeit nach VerkÃ¼ndung des Urteils Anwendung
finden. Selbst wenn man auf den Antrag der KlÃ¤gerin auf BeschÃ¤ftigung eines
angestellten Arztes vom 9. MÃ¤rz 2016 abstellen wollte, so ergebe sich hieraus
jedoch kein anderes Ergebnis. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass T. zumindest eine
gewisse Zeit bei der KlÃ¤gerin tÃ¤tig werden wollte, seien auch dann nicht
ersichtlich.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 17. Mai 2018 Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat
sie ausgefÃ¼hrt, dass keine ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r den streitigen
Beschluss ersichtlich sei. Die Voraussetzungen des Â§ 95 Abs. 6 SGB V lÃ¤gen nicht
vor. Erst recht kÃ¶nne keine Beendigung der Anstellungsgenehmigung mit Wirkung
fÃ¼r die Vergangenheit ausgesprochen werden. T. habe seine TÃ¤tigkeit
aufgenommen und in der Zeit vom 1. Juli 2016 bis zum 11. Juli 2016 auch nach dem
Vortrag der Beigeladenen zu 1. zumindest 73 Patienten behandelt. Ab dem 12. Juli
2016 sei er arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. WÃ¤re die Krankheit nicht eingetreten, hÃ¤tte
der Umfang seiner TÃ¤tigkeit den vorherigen Quartalszahlen entsprochen. Es seien
keine Anhaltspunkte fÃ¼r einen fehlenden Willen der fortdauernden AusÃ¼bung
der Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit in Anstellung bei der KlÃ¤gerin ersichtlich.

Soweit vorgetragen werde, dass die Genehmigungen der Beigeladenen zu 1. zur
Teilnahme an der Onkologievereinbarung erst am 18. Juli 2016 erstellt und bereits
vorher entsprechende Leistungen erbracht worden seien, sei dies unerheblich. Auch
die KlÃ¤gerin habe diese Problematik gesehen und sich insoweit zeitlich vor der
ersten Leistungserbringung telefonisch bei der Beigeladenen zu 1. erkundigt. Dort
sei ihr mitgeteilt worden, dass diese Verfahrensweise unkritisch sei, da die
betreffenden Ziffern sowieso nur einmal im Quartal abrechnungsfÃ¤hig seien. Es sei
daher unerheblich, wann die entsprechenden Ziffern erbracht worden seien, wenn
die Genehmigung im laufenden Quartal erteilt werde.

Das Urteil des BSG vom 4. Mai 2016 kÃ¶nne nicht zugrunde gelegt werden. Die
KlÃ¤gerin genieÃ�e insoweit Vertrauensschutz. Abzustellen sei auf die
Antragsunterlagen vom 9. MÃ¤rz 2016. Das BSG weise selbst darauf hin, dass seine
Rechtsprechung fÃ¼r â��Alt-FÃ¤lleâ�� nicht anwendbar sei. MaÃ�gebend sei daher
die Rechtspraxis, wie sie vor der VerkÃ¼ndung dieses Urteils bestanden habe.
Entscheidend sei der Zeitpunkt, zu dem auf den Vertragsarztsitz verzichtet worden
sei. Es sei auf den Arzt abzustellen, der auf seine Zulassung verzichtet habe, nicht
auf den Arzt, der spÃ¤ter nachbesetzt werde. Der Beklagte habe sich mit der zuvor
gÃ¤ngigen und tolerierten Praxis auseinandersetzen mÃ¼ssen, dass
NachbesetzungsantrÃ¤ge nach Zulassungsverzicht auf der Basis des Â§ 103 Abs. 4a
SGB V zum Folgequartal gebilligt worden seien. AuÃ�erdem seien
verfassungsrechtliche Gesichtspunkte zu beachten. Denn geschÃ¼tzt sei die einmal
in ein MVZ eingebrachte Anstellungsgenehmigung und das damit verbundene Recht
des MVZ, bei dauerhaftem Ausfall des angestellten Arztes diese Stelle
nachzubesetzen.

Die in den BeschlÃ¼ssen geÃ¤uÃ�erten Zweifel an der Absicht einer TÃ¤tigkeit im
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MVZ kÃ¶nnten keinesfalls eine Grundlage fÃ¼r die Entziehung der rechtmÃ¤Ã�ig
erworbenen Position begrÃ¼nden. LieÃ�en sich solche Zweifel nicht hinreichend
verifizieren, mÃ¼sse sich dies zulasten der Zulassungsgremien auswirken. Die
Behauptung des Beklagten, eine TÃ¤tigkeit des T. sei nicht beabsichtigt gewesen,
sei falsch. Die insoweit geÃ¤uÃ�erten Vermutungen des Beklagten mÃ¼ssten hinter
den Rechten der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckstehen. VertrauensschutzerwÃ¤gungen seien
gerade fÃ¼r FÃ¤lle wie den vorliegenden in der Entscheidung des BSG
ausdrÃ¼cklich niedergelegt worden. Insofern mÃ¼sse auch hier eine
Beweislastumkehr angenommen werden. AuÃ�erdem sei nicht verstÃ¤ndlich, dass
eine Befragung von T. unterblieben sei. Dies mÃ¼sse nachgeholt werden. T. sei
beizuladen.

Als Anlage zur Klageschrift hat die KlÃ¤gerin ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen
fÃ¼r T. fÃ¼r die Zeit ab dem 12. Juli 2016 vorgelegt.

Die KlÃ¤gerin hat beantragt,

1. den Bescheid des Beklagten Ã¼ber dessen Beschluss vom 7. Februar 2018
aufzuheben,

2. festzustellen, dass die der KlÃ¤gerin in der Sitzung des Zulassungsausschusses
vom 11. Mai 2016 (ZAD zu 297/2016) erteilte Genehmigung der Anstellung von T.
als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin mit Wirkung zum 1. Juli 2016 nicht entzogen ist,

3. festzustellen, dass die KlÃ¤gerin bezogen auf den vormaligen Vertragsarztsitz
von Herrn T. bei Vorliegen der entsprechenden persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnisse der
â��neuenâ�� Ã�rzte die Genehmigung zu Neuanstellungen hat,

4. hilfsweise: Der Beklagte wird verpflichtet, Ã¼ber den Widerspruch der KlÃ¤gerin
vom 21. September 2016 unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts
erneut zu entscheiden.

Der Beklagte und die Beigeladene zu 1. haben beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat seinen Beschluss vom 7. Februar 2018 verteidigt. T. habe die
genehmigte TÃ¤tigkeit bei der KlÃ¤gerin nicht aufgenommen. Genehmigt worden
sei eine TÃ¤tigkeit im Umfang von 32 Stunden pro Woche. Die wesentlichen
Pflichten eines Vertragsarztes seien dabei zu erfÃ¼llen. Die TÃ¤tigkeit von T. sei
dahinter weit zurÃ¼ckgeblieben. Von Anfang an sei es darum gegangen, den
eingebrachten Vertragsarztsitz zum nÃ¤chsten Quartal nachzubesetzen. Eine
Ã¤rztliche TÃ¤tigkeit von T. bei der KlÃ¤gerin als angestellter Arzt sei zu keinem
Zeitpunkt beabsichtigt gewesen. Es sei vielmehr um die Schaffung eines
Umgehungstatbestandes gegangen. Die AusfÃ¼hrungen des BSG zum
Vertrauensschutz kÃ¶nnten nur dann greifen, wenn zumindest die Absicht deutlich
werde, fÃ¼r eine gewisse Zeit bei der KlÃ¤gerin die genehmigte
AngestelltentÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Eine Privilegierung der KlÃ¤gerin hinsichtlich
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der Nachbesetzung sei vorliegend unter keinem denkbaren Gesichtspunkt
gerechtfertigt. Es sei Aufgabe der KlÃ¤gerin, die aufgekommenen Zweifel zu
entkrÃ¤ften. Anstatt dies zu tun, habe sie durch die Stellung des
Nachbesetzungsantrags ihr Ansinnen bekrÃ¤ftigt, ohne ein TÃ¤tigwerden des
verzichtenden Arztes eine Nachbesetzung vorzunehmen. Auch wenn der Ausfall von
T. ab dem 12. Juli 2016 krankheitsbedingt gewesen sei, mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt
werden, dass er bereits am 6. Juli 2016 geÃ¤uÃ�ert habe, seine TÃ¤tigkeit aufgeben
zu wollen. Hinzu komme, dass nach der ErklÃ¤rung von T. gegenÃ¼ber der
KlÃ¤gerin am 6. bzw. am 7. Juli 2018 bereits am 8. Juli 2016 ein
Nachbesetzungsantrag eingereicht worden sei. Dies erscheine ohne eine
entsprechende sachgerechte Vorbereitungszeit mit vertieften, grÃ¼ndlichen
Ã�berlegungen fÃ¼r eine so wichtige Fragestellung kaum nachvollziehbar.

Die Beigeladene zu 1. hat sich auf ihre AusfÃ¼hrungen im Verwaltungsverfahren
bezogen.

WÃ¤hrend des Verfahrens hat die KlÃ¤gerin die KÃ¼ndigung des
Anstellungsvertrages von T. zum 30. Juni 2019 vorgelegt. Ferner hat sie eine
eidesstattliche Versicherung des Arztes vom 29. Mai 2019 Ã¼bersandt, in der er
erklÃ¤rt hat, ausschlieÃ�lich durch seine Krankheit daran gehindert gewesen zu
sein, bei der KlÃ¤gerin vertragsgemÃ¤Ã� zu arbeiten.

Am 12. Februar 2020 haben die Beteiligten die Sach- und Rechtslage erÃ¶rtert.

Mit Urteil vom 9. Dezember 2020 hat das Sozialgericht (SG) der Klage teilweise
stattgegeben, indem es den Beschluss des Beklagten vom 7. Februar 2018 insoweit
aufgehoben hat, als die Genehmigung der Anstellung des T. als Facharzt fÃ¼r
Innere Medizin im Umfang von 32 Wochenstunden zum 1. Juli 2016 rÃ¼ckwirkend
beendet wurde. Im Ã�brigen ist die Klage abgewiesen worden. Auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde wird Bezug genommen.

Gegen das am 12. Januar 2021 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 12. Februar
2021 Berufung eingelegt, soweit das SG von den â��zuletzt gestellten AntrÃ¤gen
der KlÃ¤gerin zu deren Nachteil abweichtâ��. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus,
dass der Bescheid vom 7. Februar 2018 nicht teilbar sei, sondern vollumfassend
rechtswidrig. T. habe zum Zeitpunkt seines Verzichts auf â��seineâ�� Zulassung die
Absicht gehabt, tatsÃ¤chlich zumindest drei Jahre im MVZ der KlÃ¤gerin tÃ¤tig zu
werden; Anhaltspunkte fÃ¼r Zweifel bestÃ¼nden nicht. Diese Absicht habe jedoch
wegen seiner Erkrankung nicht mehr realisiert werden kÃ¶nnen.

Die KlÃ¤gerin hat ihr Rechtsschutzersuchen ursprÃ¼nglich darauf erstreckt, den
Beschluss des Beklagten vom 7. Februar 2018 auch insoweit aufzuheben, als die
Genehmigung der Anstellung des T. als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin im Umfang
von 32 Wochenstunden nicht nur rÃ¼ckwirkend, sondern auch zukunftsbezogen
fÃ¼r die Zeit ab dem 4. Mai 2018 beendet wurde. Weiter hat sie die Feststellung
begehrt, dass der ursprÃ¼nglich T. zugeordnete volle Vertragsarztsitz nach
MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen nachbesetzt werden kÃ¶nne.
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An der durch T. angezeigten ArbeitsunfÃ¤higkeit bestÃ¼nden keine Zweifel. T. sei
wÃ¤hrend seiner ArbeitsunfÃ¤higkeit keine Entgeltfortzahlung geleistet worden,
weil er hierzu nicht aufgefordert habe. Ihm sei fÃ¼r die Zeit vom 1. bis 11. Juli 2016
eine VergÃ¼tung i.H.v. 2.217,74 â�¬ brutto gezahlt worden. Am 28. Juli 2016 sei
ein weiterer Betrag i.H.v. 1.936,86 â�¬ geleistet worden. Das gesamte Gehalt fÃ¼r
Juli 2016 sei â��bei der Bankâ�� zurÃ¼ckgefordert worden. Der
Gehaltsabrechnungslauf sei bis zum 30. September 2016 unterbrochen worden. Die
EDV-technische Korrektur habe bedingt, dass als Lohnart â��Arbeitsbummeleiâ��
vermerkt worden sei, da nicht klar gewesen sei, â��was mit dem Personalfall weiter
zu geschehenâ�� habe.

Die KlÃ¤gerin beantragt nunmehr,

das Urteil des Sozialgerichts I. vom 9. Dezember 2020 zu Ã¤ndern und festzustellen,
dass der Beschluss des Beklagten vom 7. Februar 2018 insoweit rechtswidrig war,
als die AntrÃ¤ge auf BeschÃ¤ftigung von Frau N. bzw. auf Ã�nderung des
BeschÃ¤ftigungsumfangs von Herrn Q. und Herrn Y. mit Ziffer 2 bis 4 des
Beschlusses abgelehnt worden sind.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Beklagte nimmt auf die GrÃ¼nde der angegriffenen Entscheidung Bezug.

Die Beigeladenen haben keine AntrÃ¤ge gestellt.

Die Beigeladene zu 1. hat dem Senat eine Ã�bersicht der Fallzahlen des T. vom
Quartal I/2015 bis zum Quartal II/2016 nebst Arztregisterauszug Ã¼bersandt. Sie
hat mitgeteilt, dass bezogen auf den Zeitraum 1. Januar bis 30. Juni 2016 keine
Hinweise fÃ¼r eine eingeschrÃ¤nkte TÃ¤tigkeit bestanden hÃ¤tten.

Der Senat hat die Personalakte des T. von der KlÃ¤gerin und von der Beigeladenen
zu 1. den Verwaltungsvorgang betreffend die Genehmigung zur Teilnahme des T. an
der Onkologie-Vereinbarung beigezogen. Auf den Inhalt wird jeweils Bezug
genommen.

Der Senat hat am 21. Dezember 2021 eine Genehmigung der Republik C. i.S.v.
Art.17 VO Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 Ã¼ber die Zusammenarbeit
zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in
Zivil- und Handelssachen (EuBVO, Amtsblatt Nr. L 174 vom 27. Juni 2001) erteilt
bekommen.

Am 30. MÃ¤rz 2022 haben die Beteiligten die Sach- und Rechtslage erÃ¶rtert.
Zugleich ist Beweis erhoben worden durch Vernehmung der Zeugen E. (Leiter der
Personalabteilung der KlÃ¤gerin), â�� im Wege der Bild-Ton-Ã�bertragung (von
seinem Z. Wohnsitz) â�� T., J. (ehemaliger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin) und
Frau R. (Mitarbeiterin der KlÃ¤gerin). Auf das Sitzungsprotokoll wird Bezug
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genommen.

Zu der Beweisaufnahme hat die KlÃ¤gerin nachfolgend ausgefÃ¼hrt, dass die
AusfÃ¼hrungen von T. nachvollziehbar seien. Entscheidend sei ausschlieÃ�lich der
Wille des betroffenen Arztes zum Zeitpunkt seiner VerzichtserklÃ¤rung. Konkrete
Hinweise auf den zeitlichen Horizont, auf den sich der Wille zur AusÃ¼bung der
TÃ¤tigkeit als Angestellter im MVZ zu beziehen habe, damit daraus auf einen
entsprechenden Willen geschlossen werden kÃ¶nne, seien dem Gesetz nicht zu
entnehmen. Nach gÃ¤ngiger Verwaltungspraxis sei bis zur Entscheidung des BSG
eine Dauer der AngestelltentÃ¤tigkeit von ein oder zwei Quartalen ausreichend
gewesen, um zu dokumentieren, dass auf die Zulassung gerade mit dem Ziel
verzichtet werde, in einem MVZ tÃ¤tig zu werden. Diese Regelung gelte auch im
streitgegenstÃ¤ndlichen Fall. Durch die Unterzeichnung eines unbefristeten
Arbeitsvertrages habe T. seinen vorhandenen Rechtsbindungswillen nach auÃ�en
kundgetan. Er habe sich fÃ¼r eine lÃ¤ngere, ungewisse Zeit binden wollen. Allein
aufgrund unvorhergesehener und plÃ¶tzlich auftretender gesundheitlicher
EinschrÃ¤nkungen sei ihm eine lÃ¤ngerfristige TÃ¤tigkeit unmÃ¶glich geworden.
Insoweit seien keine Anhaltspunkte fÃ¼r einen fehlenden Willen der fortdauernden
AusÃ¼bung der Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit in Anstellung bei der KlÃ¤gerin ersichtlich.
Erst das Versterben von L., dem T. freundschaftlich verbunden gewesen sei, habe
bei ihm zu einer Verschlechterung des gesundheitlichen Zustandes gefÃ¼hrt. Die
strikte Ausrichtung des Willens zum â��TÃ¤tigwerdenâ�� in einem MVZ nach
Verzicht auf die Zulassung an der Dauer einer AngestelltentÃ¤tigkeit von wenigsten
drei Jahren gelte aus GrÃ¼nden des Vertrauensschutzes uneingeschrÃ¤nkt erst
fÃ¼r Nachbesetzungen, die sich auf Arztstellen bezÃ¶gen, denen
UmwandlungsantrÃ¤ge (nicht NachbesetzungsantrÃ¤ge) von Ã�rzten aus der Zeit
nach VerkÃ¼ndung dieses Urteils zugrunde liegen. Die KlÃ¤gerin habe keine
sichere Kenntnis von der Wohnortverlegung von T. gehabt. Sofern T. erklÃ¤rt habe,
dass er beabsichtigt habe, auch bei einer Wohnortverlegung weiter in S. arbeiten zu
wollen, sei dies glaubhaft, da er auch bereits frÃ¼her regelmÃ¤Ã�ig zwischen
seinem damaligen Arbeitsort O. und seinem Wohnort G. gependelt sei.

Der Beklagte hat hierauf erwidert, dass unter WÃ¼rdigung aller maÃ�geblichen
UmstÃ¤nde zu prÃ¼fen sei, ob hinreichende Anhaltspunkte dafÃ¼r vorlÃ¤gen, dass
der frÃ¼her zugelassene Arzt, der vor Ablauf von drei Jahren seine TÃ¤tigkeit im
MVZ wieder beendet habe, dort nicht zumindest eine gewisse Zeit habe tÃ¤tig
werden wollen. MaÃ�gebliche UmstÃ¤nde seien damit auch fÃ¼r â��AltfÃ¤lleâ��
die tatsÃ¤chliche Aufnahme der TÃ¤tigkeit einerseits sowie deren beabsichtigte
Dauer andererseits. Unter Beachtung dieser Kriterien verbleibe er, der Beklagte, bei
seiner Auffassung, dass weder der Wille des T. noch sonstige UmstÃ¤nde
hinreichende Anhaltspunkte dafÃ¼r gÃ¤ben, T. habe eine auf Dauer ausgerichtete
TÃ¤tigkeit als angestellter Arzt bei der KlÃ¤gerin beabsichtigt. Dabei sei angesichts
des geringen Umfangs der BehandlungsfÃ¤lle an lediglich fÃ¼nf Werktagen der
AngestelltentÃ¤tigkeit zweifelhaft, ob von einer Aufnahme der TÃ¤tigkeit
gesprochen werden kÃ¶nne. Das kÃ¶nne aber letztlich dahinstehen. Denn T. habe
nicht die Absicht gehabt, in einem ein Nachbesetzungsrecht begrÃ¼ndenden und
rechtfertigenden Umfang und Zeitraum bei der KlÃ¤gerin tÃ¤tig zu sein.

                            10 / 23



 

Die Aussage des Zeugen J. sei wegen im Wesentlichen unscharfer Angaben
unergiebig. Allerdings habe sie zumindest insoweit Klarheit gebracht, als die E-Mail
seiner Mitarbeiterin R. an den ZA vom 8. Juli 2016 von ihm autorisiert gewesen sei,
was die Zeugin in ihrer spÃ¤ter folgenden Vernehmung bestÃ¤tigt habe. Es stelle
sich allerdings in diesem Zusammenhang die Frage, warum der Zeuge diesen
Umstand nicht bereits in der Sitzung des Beklagten am 7. Februar 2018 klargestellt
habe, nachdem der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin nach der AnhÃ¶rung
des Zeugen zu diesem Thema in der dortigen Sitzung hierzu erklÃ¤rt habe, die Mail
sei nicht autorisiert gewesen. Dieser Widerspruch wecke erhebliche Zweifel an der
GlaubwÃ¼rdigkeit des Zeugen; zumal er auch als frÃ¼herer GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
KlÃ¤gerin und jetziger kaufmÃ¤nnischer Direktor des V. K. S. eine prozessrelevante
NÃ¤he zur KlÃ¤gerin und ein erhebliches Interesse am Ausgang dieses Rechtsstreits
haben dÃ¼rfte.

Ferner sei nicht glaubhaft, dass mit dem Zeugen T. keinerlei Absprachen zu einer
konkreten Dauer des AnstellungsverhÃ¤ltnisses getroffen worden seien, wenn
bereits bei Kenntnisnahme von dem ersten Anzeichen einer etwaigen
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigung nur durch die â��stille Postâ�� ohne weitere
PrÃ¼fung sofort ein weiterer Nachbesetzungsantrag gestellt worden und
gleichzeitig auch entsprechende Ã�rzte benannt worden seien. Noch weniger lasse
sich damit in Einklang bringen, wenn â��ein sehr hohes VertrauensverhÃ¤ltnisâ��
zu T. und â��sehr viel Respektâ�� vor T. und dessen Lebensleistung betont werde,
hingegen ein â��gerÃ¼chteweise verbreiteterâ�� schlechter Gesundheitszustand
dieses Arztes ohne auch nur eine RÃ¼cksprache mit diesem postwendend zum
Anlass eines Nachbesetzungsantrags genommen werde. Dies lasse sich allein mit
kaufmÃ¤nnischer Vorsorge oder einer behaupteten frÃ¼heren Praxis nicht
rechtfertigen.

Die Aussage des Zeugen T. bestÃ¤tige die Annahme, dass ein
AngestelltenverhÃ¤ltnis bei der KlÃ¤gerin mit einer relevanten Dauer nicht
beabsichtigt gewesen sei. Dies folge schon aus dem Umstand, dass die Aussage des
Zeugen erstmals genaue Kenntnis darÃ¼ber verschaffe, dass er bereits im
Sommer/Herbst 2016 nach W. umgesiedelt sei, was am Ende des Berufslebens vor
dem Hintergrund eines bereits seit 2010 im Eigentum seiner Frau befindlichen
Hauses in C. durchaus Sinn ergebe. Angesichts dessen erscheine es eher
lebensfremd, dass er fÃ¼r einen lÃ¤ngeren Zeitraum bei der KlÃ¤gerin habe tÃ¤tig
werden wollen und fÃ¼r die Zeit dieser TÃ¤tigkeit ein Zimmer in S. angemietet
habe, um dann an freien Tagen â��zu der Familie nach C.â�� zu â��pendelnâ��
[720 km/Pkw; ICE mehr als 12 Stunden; Flugdauer z.B. H.-F. 1 Stunde 20]. Dies gelte
umso mehr, als der Verkaufsprozess fÃ¼r das ursprÃ¼ngliche Familienhaus bereits
Ende 2015 begonnen habe. Dabei gelte es zu bedenken, dass der Zeuge zu diesem
Zeitpunkt bereits 68 Jahre alt gewesen sei, ein erfÃ¼lltes, reiches Berufsleben
hinter sich gehabt habe, und diese Art der LebensfÃ¼hrung auch angesichts seiner
familiÃ¤ren Situation vÃ¶llig fernliegend erscheine.

Selbst wenn man entgegen diesen erdrÃ¼ckenden Tatsachen unterstellen wolle,
hier habe ein das Nachbesetzungsrecht der KlÃ¤gerin grundsÃ¤tzlich
rechtfertigendes AnstellungsverhÃ¤ltnis bestanden, so sei auch nach Vernehmung
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des Zeugen T. vÃ¶llig offen, ob die Abkehr von einer lÃ¤ngerfristigen TÃ¤tigkeit im
MVZ aufgrund von UmstÃ¤nden erfolgt sei, die ihm zum Zeitpunkt des Verzichts auf
seine Zulassung nicht bekannt gewesen seien.

Nach der Aussage der Zeugin R. sei ihr der genaue Inhalt der E-Mail vom 8. Juli 2016
an den ZA vorgegeben worden. Sie selbst habe diesbezÃ¼glich noch telefonisch
RÃ¼cksprache mit M. gehalten. Die E-Mail sei damit eindeutig autorisiert gewesen.
Dies rechtfertige den Schluss, dass offenbar der Zeuge J. schon seinerzeit davon
ausgegangen sei, dass T. aus gesundheitlichen GrÃ¼nden lÃ¤nger ausfallen werde.
Dass offenbar fÃ¼r diesen Fall PlÃ¤ne fÃ¼r eine umgehende rasche Nachbesetzung
bereits zu diesem frÃ¼hen Zeitpunkt bereit lagen, spreche fÃ¼r sich.

Mit Beschluss vom 13. Juli 2022 hat der Senat den Antrag der KlÃ¤gerin auf
einfache Beiladung von T. zum Verfahren abgelehnt.

Im Verhandlungstermin am 7. Dezember 2022 hat der Senat den KaufmÃ¤nnischen
Direktor und Regionalleiter des V. K. S. J. zeugenschaftlich vernommen. Auf das
Sitzungsprotokoll wird Bezug genommen.

Der Senat hat im Verhandlungstermin am 7. Dezember 2022 darauf hingewiesen,
dass die bisherige Vernehmung des Zeugen T. vom Senat als uneidliche
Vernehmung verwertet wird.

Nach vorheriger AnhÃ¶rung hat der Senat den Beteiligten von Amts wegen
gestattet, sich wÃ¤hrend der mÃ¼ndlichen Verhandlung an einem anderen Ort
aufzuhalten und dort Verfahrenshandlungen Ã¼ber den von der Justiz des Landes
Nordrhein-Westfalen zur VerfÃ¼gung gestellten Virtuellen Meetingraum (VMR)
vorzunehmen (Beschluss vom 23. November 2022). Davon haben der Beklagte und
die Beigeladene zu 1. Gebrauch gemacht.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Streitakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten und der
Beigeladenen zuÂ 1. Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

A. Die AntrÃ¤ge im Berufungsverfahren sind wirksam im Rahmen einer
mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellt worden. Soweit der Vorsitzende des Beklagten
nicht persÃ¶nlich im Gerichtssaal anwesend war, sondern von seinem
BehÃ¶rdensitz aus per Video- und TonÃ¼bertragung an der Verhandlung
teilgenommen hat, war dies gemÃ¤Ã� Â§ 110a Sozialgerichtsgesetz (SGG) aufgrund
des gerichtlichen Beschlusses vom 23. November 2022 zulÃ¤ssig.

B. Einer Sachentscheidung steht nicht entgegen, dass T. nicht zum Verfahren
(einfach oder notwendig i.S.v. Â§ 75 SGG) beigeladen worden ist. Eine Pflicht zur
Beiladung besteht nicht. Auf den Beschluss des Senats vom 13. Juli 2022 wird Bezug
genommen.
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C. Die am 12. Februar 2021 bei dem Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG
NRW) eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin gegen das ihr am 21. Januar 2021
zugestellte Urteil des SG I. ist zulÃ¤ssig, insbesondere ohne gerichtliche Zulassung
statthaft (Â§Â§ 143, 144 SGG) sowie form- und fristgerecht eingelegt worden (Â§Â§
151 Abs. 1, 64 Abs. 1, Abs. 2 SatzÂ 1, 63 SGG).

D. Die Berufung der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet. Ausgehend vom
Rechtsschutzbegehren der KlÃ¤gerin (I.) ist die statthafte (II.) Klage zulÃ¤ssig (III.),
aber unbegrÃ¼ndet (IV.).

I. Im Rahmen der Berufung ist zunÃ¤chst streitig gewesen, ob die Genehmigung der
Anstellung des T. im Umfang von 32 Wochenstunden nicht nur rÃ¼ckwirkend, (d.h.
fÃ¼r die Zeit vom 1.Â Juli 2016 bis zur Zustellung des Beschlusses vom 7. Februar
2018 am 3. Mai 2018; vgl. zur Wirksamkeit einer Zulassungsentziehung mit der
Bekanntgabe des entsprechenden Bescheids Pawlita in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB V, 4. Aufl., Â§Â 95 SGB V Ë�Stand: 21.11.2022Ë�, Rn. 1194), sondern auch
zukunftsbezogen fÃ¼r die Zeit ab dem 4. Mai 2018 aufgehoben werden durfte.
Zudem ist streitig gewesen, ob eine Nachbesetzung des AnstellungsverhÃ¤ltnisses
des T. mÃ¶glich ist.

Nunmehr begehrt die KlÃ¤gerin (nur) noch die Feststellung, dass der Beschluss des
Beklagten vom 7. Februar 2018 insoweit rechtswidrig war, als die AntrÃ¤ge auf
BeschÃ¤ftigung von N. bzw. auf Ã�nderung des BeschÃ¤ftigungsumfangs von Herrn
Q. und Y. mit Ziffer 2 bis 4 des Beschlusses abgelehnt worden sind. Allein Ã¼ber
diesen Feststellungsantrag ist daher zu entscheiden.

II. Die von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren vorgenommene Umstellung der
kombinierten Anfechtungs- und Feststellungsklage (Â§Â 54 Abs.Â 1 SatzÂ 1 i.V.m. 
Â§Â 55 Abs.Â 1 Halbsatz 1 Nr.Â 1, Â§Â 56 SGG) in eine
Fortsetzungsfeststellungsklage ist als AntragsÃ¤nderung nach Â§Â 99 Abs. Â 3 Nr. 3
SGG zulÃ¤ssig (vgl. BSG, Urteil vom 2. September 2009Â â�� B 6 KA 44/08 RÂ â��
SozR 4-2500 Â§Â 103 Nr. 6 â�� Rn. 14), die nicht den Voraussetzungen einer
KlageÃ¤nderung unterliegt (vgl. BSG, Urteil vom 9.Â April 2019Â â�� B 1 KR 3/18 R
Â â�� BSGE 128, 54 ff. â�� Rn. 19).

III. Die Fortsetzungsfeststellungsklage ist zulÃ¤ssig. Nach Â§Â 131 Abs. 1 SatzÂ 3
SGG kann mit der Klage die Feststellung begehrt werden, dass ein Verwaltungsakt
rechtswidrig ist, wenn er sich erledigt und die KlÃ¤gerin ein berechtigtes Interesse
an der Feststellung hat. Sachentscheidungsvoraussetzung der
Fortsetzungsfeststellungsklage ist demgemÃ¤Ã�, dass sich der in der Hauptsache
streitbefangene Verwaltungsakt erledigt hat (dazu unter 1.), die in der Hauptsache
erledigte Klage zulÃ¤ssig gewesen ist (dazu unter 2.) und die KlÃ¤gerin ein
Fortsetzungsfeststellungsinteresse im Sinne eines berechtigten Interesses an der
Feststellung der Rechtswidrigkeit des erledigten Verwaltungsaktes hat (dazu
unterÂ 3.).

1. Die Hauptsache hat sich objektiv erledigt. So liegt es, wenn ein nach der
Klageerhebung eingetretenes auÃ�erprozessuales Ereignis dem Klagebegehren
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rechtlich oder tatsÃ¤chlich die Grundlage entzogen hat und die Klage deshalb fÃ¼r
den KlÃ¤ger gegenstandslos geworden ist. Es muss eine Lage eingetreten sein, die
eine Entscheidung Ã¼ber den Klageanspruch erÃ¼brigt oder ausschlieÃ�t (vgl.
BSG, Urteil vom 9. April 2019Â â�� B 1 KR 3/18 RÂ â�� a.a.O. â�� Rn.Â 21 m.w.N.).

Davon ist hier auszugehen. Dem streitgegenstÃ¤ndlichen Beschluss des Beklagten
vom 7.Â Februar 2018 ist â�� eingedenk der zeugenschaftlichen AusfÃ¼hrungen
des KaufmÃ¤nnischen Direktors und Regionalleiters des V. K. S. J. im
Verhandlungstermin â�� insoweit in tatsÃ¤chlicher Hinsicht die Grundlage
entzogen, als N. durch ihren Wechsel in das MVZ UB. seit 2021 nicht mehr fÃ¼r
eine Anstellung zur VerfÃ¼gung steht und die Herren Q. und Y. zwar unverÃ¤ndert
bei der KlÃ¤gerin tÃ¤tig sind, aber seitens der KlÃ¤gerin nicht mehr fÃ¼r eine
Nachbesetzung der Angestelltenstelle von T. in Betracht gezogen werden. Eine
Nachbesetzung werde aus der gegenwÃ¤rtigen Oberarztriege erfolgen.

2. An der ZulÃ¤ssigkeit der erledigten kombinierten Anfechtungs- und
Feststellungsklage i.S.v. Â§Â 54 Abs.Â 1 SatzÂ 1 i.V.m. Â§Â 55 Abs.Â 1 Halbsatz 1
Nr.Â 1, Â§Â 56 SGG bestehen keine Zweifel.

a) Richtige KlÃ¤gerin war und ist die â��Medizinisches Versorgungszentrum im ON.
S. GmbHâ��, die als juristische Person des Privatrechts nach Â§ 70 Nr. 1 SGG
beteiligtenfÃ¤hig ist. Das MVZ selbst ist eine Kooperationsform und ein
vertragsÃ¤rztlicher Status, mit dem Rechte verbunden sind, u.a. das Recht, TrÃ¤ger
einer Zulassung sein zu kÃ¶nnen. Das MVZ wird indessen notwendig in einer der
gesellschaftsrechtlich zulÃ¤ssigen Rechtsformen betrieben und nimmt in dieser
Rechtsform am Rechtsverkehr und auch an gerichtlichen Verfahren teil (vgl. BSG,
Urteil vom 4. Mai 2016Â â�� B 6 KA 21/15 RÂ â�� BSGE 121, 143 ff., Rn. 12).

b) Die Klagefrist des Â§Â 87 SGG ist im Rahmen der am 17. Mai 2018 eingelegten
Klage gegen den am 3. Mai 2018 ausgefertigten Beschluss des Beklagten gewahrt
worden.

c) Das Verfahren vor dem Beklagten, welches als Vorverfahren i.S.d. Â§Â 78 SGG
gilt (Â§Â 97 Abs.Â 3 SatzÂ 2 SGB V), ist zunÃ¤chst durchgefÃ¼hrt und durch den
vorliegend angefochtenen Beschluss des Beklagten zum Abschluss gebracht
worden.

3. Das gemÃ¤Ã� Â§Â 131 Abs.Â 1 SatzÂ 3 SGG erforderliche
Fortsetzungsfeststellungsinteresse ist hier unter dem Gesichtspunkt der
Wiederholungsgefahr und dem berechtigten Interesse der KlÃ¤gerin an der
zukunftsgerichteten KlÃ¤rung ihrer Berechtigung, die Arztstelle des T. bei ihrem
MVZ nachzubesetzen, gegeben (zum Fortsetzungsfeststellungsinteresse, wenn sich
eine entscheidungserhebliche Rechtsfrage mit einiger Wahrscheinlichkeit zwischen
den Beteiligten erneut stellen wird vgl. BSG, Urteil vom 30. Januar 2002 â�� B 6 KA
12/01 R â�� SozRÂ 3-2500 Â§Â 116 Nr. 24, Rn. 17 m.w.N.).

Der Annahme eines Fortsetzungsfeststellungsinteresses steht nicht entgegen, dass
ein kÃ¼nftiger Antrag auf Nachbesetzung der Angestelltenstelle wegen deren

                            14 / 23

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%203/18%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/56.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/70.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2021/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20121,%20143
https://dejure.org/gesetze/SGG/87.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/78.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/97.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/131.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2012/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2012/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2500%20Â§%20116%20Nr.%2024


 

Verwaisung nach Ablauf der Sechs-Monats-Frist â�� ausgehend von der
KÃ¼ndigung des T. zum 30. Juni 2019 bis zum 31. Dezember 2019 â��
mÃ¶glicherweise nicht mehr mÃ¶glich ist (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 19. Oktober
2011Â â�� B 6 KA 23/11 R â�� BSGEÂ 109, 182 ff., Rn. 25; Clemens in: Schallen,
Ã�rzte-ZV, 9. Aufl. 2018, Â§Â 32b Rn. 108). Diese Frage wÃ¤re ggf. in einem
diesbezÃ¼glichen Verfahren zu klÃ¤ren, nicht hingegen im Rahmen der
ZulÃ¤ssigkeit der hier zu beurteilenden Fortsetzungsfeststellungsklage. Letztlich
kommt es darauf auch nicht an. Denn die Klage hat jedenfalls in der Sache keinen
Erfolg.

UnschÃ¤dlich ist es, sollte sich der Beschluss des Beklagten vom 7. Februar 2018
bereits vor Klageerhebung erledigt haben, weil N. fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung oder
Herr Q. und Y. fÃ¼r eine Ã�nderung des BeschÃ¤ftigungsumfangs zum Zeitpunkt
der Klageerhebung nicht mehr zur VerfÃ¼gung gestanden haben. Ein
Fortsetzungsfeststellungsantrag wÃ¤re auch in diesem Fall statthaft (h.M., vgl. BSG,
Urteil vom 14. November 2013Â â�� B 9 SB 5/12 RÂ â�� BSGE 115, 18 ff., Rn. 25;
Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt Ë�im Folgenden: MKLSË�, SGG,
13. Aufl. 2020, Â§ 131 Rn. 7d).

IV. Die Fortsetzungsfeststellungsklage ist unbegrÃ¼ndet. Die Beklagte hat die
AntrÃ¤ge auf BeschÃ¤ftigung von N. bzw. auf Ã�nderung des
BeschÃ¤ftigungsumfangs von Herrn Q. und Y. zu Recht abgelehnt.

1. Gegenstand der Beurteilung ist allein der Beschluss des Beklagten vom 7.
Februar 2018, in dem die vorangegangene Entscheidung des ZA aufgegangen ist
(BSG, Urteil vom 20. MÃ¤rz 2013 â�� B 6 KA 19/12 R â�� SozR 4-2500 Â§ 103 Nr.
12, Rn. 19; BSG, Urteil vom 27. Januar 1993 â�� 6 RKa 40/91 â�� SozR 3-2500 Â§ 96
Nr. 1).

Bei einer Fortsetzungsfeststellungsklage ist fÃ¼r die Beurteilung der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Beschlusses grundsÃ¤tzlich der Zeitpunkt der Erledigung
entscheidungserheblich (vgl. Keller, in: MKLS, SGG, a.a.O. Â§Â 131 Rn. 10i m.w.N.),
mithin die Sach- und Rechtsage zum Zeitpunkt des Wechsels von N. in das MVZ UB.
im Jahr 2021.

2. Rechtsgrundlage fÃ¼r die Besetzung der Arztstelle in einem zugelassenen MVZ
ist zunÃ¤chst Â§Â 95 Abs. 2 SatzÂ 7 und 8 i.V.m. SatzÂ 5 SGB V (i.d.F. durch Art. 1
Nr. 52 TSVG v. 6.Â Mai 2019, BGBl. I 646). Danach bedarf die Anstellung eines
Arztes in einem MVZ der Genehmigung des ZA, die nur erteilt werden darf, wenn
der Arzt in das Arztregister eingetragen ist. GemÃ¤Ã� Â§Â 95 Abs. 2 SatzÂ 9 SGB V
sind AntrÃ¤ge auf Genehmigung der Anstellung eines Arztes in einem MVZ jedoch
grundsÃ¤tzlich abzulehnen, wenn bei Antragstellung â�� wie hier in der
Raumordnungsregion S. seit 2016 fÃ¼r die Arztgruppe der fachÃ¤rztlichen
Internisten â�� fÃ¼r die dort tÃ¤tigen Ã�rzte ZulassungsbeschrÃ¤nkungen wegen
Ã�berversorgung gemÃ¤Ã� Â§Â 103 Abs. 1 SatzÂ 2 SGB V (in der Fassung vom 19.
Mai 2020) angeordnet sind (vgl. BSG, Urteil vom 4. Mai 2016Â â�� B 6 KA 21/15 R
Â â�� BSGE 121, 143Â ff., Rn. 13).
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Als Ausnahme von Â§ 103 Abs. 1 Satz 2 SGB V ist die Anstellung im Wege der
Nachbesetzung einer Arztstelle in einem MVZ gemÃ¤Ã� Â§Â 103 Abs. 4a SatzÂ 5
SGB V gleichwohl, d.h. trotz ZulassungsbeschrÃ¤nkungen, mÃ¶glich. Dieser
Anspruch auf Nachbesetzung setzt die Existenz einer dem MVZ zugeordneten
Arztstelle voraus, sodass im Falle einer erstmaligen Nachbesetzung nach einem
Zulassungsverzicht zugunsten einer Anstellungsgenehmigung auf der Grundlage
des Â§ 103 Abs. 4a Satz 1 SGB V der rechtmÃ¤Ã�ige Erwerb dieser Rechtsposition
erforderlich ist.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor.

Verzichtet ein Vertragsarzt in einem Planungsbereich, fÃ¼r den
ZulassungsbeschrÃ¤nkungen angeordnet sind, auf seine Zulassung, um bei einem
Vertragsarzt als nach Â§Â 95 Abs.Â 9 SatzÂ 1 SGB V angestellter Arzt im MVZ tÃ¤tig
zu werden, so hat der ZA die Anstellung zu genehmigen, wenn GrÃ¼nde der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung dem nicht entgegenstehen (Â§ 103 Abs. 4 Satz 1
SGB V).

Eine â��Nachâ��besetzung setzt nach dem Wortsinn voraus, dass die Anstellung
des neuen Angestellten sich umfangmÃ¤Ã�ig im Rahmen der bisherigen Besetzung
halten muss, d.h. sie darf deren Umfang zeitlich nicht Ã¼berschreiten. AuÃ�erdem
muss das TÃ¤tigkeitsspektrum des neuen Angestellten dem des vorigen im
Wesentlichen entsprechen (BSG, Urteil vom 4. Mai 2016Â â�� B 6 KA 21/15 RÂ â��
a.a.O., Rn. 14).

Aus der Tatsache, dass eine Anstellungsgenehmigung nach Â§Â 103 Abs. 4a SatzÂ 1
SGB V nur erteilt werden darf, wenn der anzustellende Arzt gerade mit dem Ziel auf
seine Zulassung verzichtet hat, in dem MVZ tÃ¤tig zu werden, aus dem
Ausnahmecharakter der Regelung sowie systematischen ErwÃ¤gungen folgt auch,
dass nicht jede beliebig geringe Dauer einer angestrebten AngestelltentÃ¤tigkeit
den Anspruch auf die Erteilung einer Genehmigung nach dieser Vorschrift
begrÃ¼nden kann. Als innerer Vorgang ist die Absicht des auf die Zulassung
verzichtenden Arztes, in dem MVZ tÃ¤tig zu werden, einer objektiven
Ã�berprÃ¼fung nicht ohne Weiteres zugÃ¤nglich. Zweifellos wird sich der Wille des
Arztes, in einem MVZ tÃ¤tig zu werden, aber jedenfalls nicht in einer â��logischen
Sekundeâ�� erschÃ¶pfen dÃ¼rfen; vielmehr muss die TÃ¤tigkeit als Angestellter
tatsÃ¤chlich ausgeÃ¼bt werden, weil unter diesen UmstÃ¤nden feststeht, dass
nicht der Wille des auf die Zulassung verzichtenden Arztes im Vordergrund steht, im
MVZ tÃ¤tig zu werden, sondern der Wille des MVZ, die Stelle nach eigener Wahl
nachbesetzen zu kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 4. Mai 2016Â â�� B 6 KA 21/15Â RÂ â��
a.a.O., Rn. 27).

Konkrete Hinweise auf den zeitlichen Horizont, auf den sich der Wille zur
AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit als Angestellter im MVZ zu beziehen hat, damit daraus
auf einen entsprechenden Willen geschlossen werden kann, sind dem Wortlaut der
Vorschrift allerdings nicht zu entnehmen. Eine Dauer der AngestelltentÃ¤tigkeit von
ein oder zwei Quartalen ist jedenfalls nicht hinreichend, um zu dokumentieren, dass
auf die Zulassung gerade mit Ziel verzichtet wurde, in einem MVZ tÃ¤tig zu werden.
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Erst nach Ablauf von drei Jahren der TÃ¤tigkeit dieses Arztes im MVZ kann davon
ausgegangen werden, dass die gesetzlich vorgegebene Gestaltung auch
tatsÃ¤chlich gewollt und gelebt worden ist (BSG, Urteil vom 4. Mai 2016Â â�� B 6
KA 21/15 RÂ â�� a.a.O., Rn. 28).

Endet die TÃ¤tigkeit des Arztes, der unter Umwandlung seiner Zulassung in eine
Anstellung bei einem MVZ â��tÃ¤tig werden wollteâ��, vor Ablauf der
MindesttÃ¤tigkeitszeit, hÃ¤ngt das Nachbesetzungsrecht des MVZ i.S.v. Â§ 103 Abs.
4a Satz 5 SGB V davon ab, ob nach den UmstÃ¤nden davon ausgegangen werden
kann, dass der ursprÃ¼nglich zugelassene Arzt zunÃ¤chst tatsÃ¤chlich zumindest
die erforderliche Zeit im MVZ tÃ¤tig werden wollte, diese Absicht aber aufgrund von
UmstÃ¤nden, die ihm zum Zeitpunkt des Verzichts auf die Zulassung noch nicht
bekannt waren, nicht mehr realisieren konnte. Das kann etwa der Fall sein, wenn er
erkrankt oder aus zwingenden GrÃ¼nden seine Berufs- oder Lebensplanung
Ã¤ndern musste. Gegen den Willen zur Fortsetzung der vertragsÃ¤rztlichen
TÃ¤tigkeit im MVZ fÃ¼r eine ausreichende Zeitspanne spricht dagegen z.B., wenn
der Arzt im Zuge des Verzichts auf die Zulassung und der Beantragung der
Anstellungsgenehmigung durch das MVZ schon konkrete PlÃ¤ne fÃ¼r das
alsbaldige Beenden seiner TÃ¤tigkeit entwickelt hat, oder wenn das MVZ zu diesem
Zeitpunkt schon Verhandlungen mit einem an der Nachbesetzung der betroffenen
Arztstelle interessierten anderen Arzt gefÃ¼hrt hat, die sich auf die unmittelbare
Zukunft und nicht auf einen erst entsprechend spÃ¤ter beginnenden Zeitraum
beziehen. Je kÃ¼rzer die AngestelltentÃ¤tigkeit des Arztes gewesen ist, desto
hÃ¶here Anforderungen sind an den Nachweis der UmstÃ¤nde zu stellen, die die
Absicht zu einer zeitlich ausreichenden AusÃ¼bung der AngestelltentÃ¤tigkeit
dokumentieren. Wenn Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse, die eine Ã�nderung der
ursprÃ¼nglich bestehenden Absichten nachvollziehbar erscheinen lassen, nicht
festzustellen sind, geht dies zu Lasten des an der Nachbesetzung der Arztstelle
interessierten MVZ (vgl. BSG, Urteil vom 4. Mai 2016Â â�� B 6 KA 21/15 RÂ â��
a.a.O., Rn. 29).

(Lediglich) die strikte Ausrichtung des Willens zum â��TÃ¤tigwerdenâ�� in einem
MVZ nach Verzicht auf die Zulassung an der Dauer einer AngestelltentÃ¤tigkeit von
wenigstens drei Jahren gilt aus GrÃ¼nden des Vertrauensschutzes dabei
uneingeschrÃ¤nkt erst fÃ¼r Nachbesetzungen, die sich auf Arztstellen beziehen,
denen UmwandlungsantrÃ¤ge von Ã�rzten aus der Zeit nach VerkÃ¼ndung des
Urteils des BSG vom 4. Mai 2016 zu Grunde liegen. Hieraus ist nicht zu folgern, dass
in anderen FÃ¤llen ein gewissermaÃ�en automatisches Nachbesetzungsrecht
unabhÃ¤ngig von Art und Umfang der vorherigen TÃ¤tigkeit des verzichtenden
Vertragsarztes besteht. Vielmehr ist unter WÃ¼rdigung aller maÃ�geblichen
UmstÃ¤nde von den Zulassungsgremien zu prÃ¼fen, ob hinreichende
Anhaltspunkte dafÃ¼r vorliegen, dass der frÃ¼her zugelassene Arzt, der vor Ablauf
von drei Jahren seine TÃ¤tigkeit im MVZ wieder beendet hat, dort nicht zumindest
eine gewisse Zeit tÃ¤tig werden wollte. Lassen sich Zweifel an einer
entsprechenden Absicht des Arztes nicht hinreichend verifizieren, geht das zu
Lasten der Zulassungsgremien, die dem MVZ die Nachbesetzung der betroffenen
Arztstelle â�� ganz oder mit vermindertem Anrechnungsfaktor â�� dann nicht
versagen dÃ¼rfen (BSG, Urteil vom 4. Mai 2016Â â�� B 6 KA 21/15 RÂ â�� a.a.O.,
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Rn. 31).

Nach MaÃ�gabe dieser GrundsÃ¤tze handelt es sich im vorliegenden Fall um einen
sog. â��Altfallâ��, bei dem eine strikte Ausrichtung des Willens zum
â��TÃ¤tigwerdenâ�� in einem MVZ fÃ¼r die Dauer von drei Jahren nicht
erforderlich ist. Denn hier wurde der Nachbesetzungsantrag vor dem 4. Mai 2016
gestellt (am 2. MÃ¤rz 2016). Es mÃ¼ssen gleichwohl hinreichende Anhaltspunkte
dafÃ¼r vorliegen, dass der frÃ¼her zugelassene Arzt, der vor Ablauf von drei Jahren
seine TÃ¤tigkeit im MVZ wieder beendet hat, dort zumindest eine gewisse Zeit
tÃ¤tig werden wollte. Eine â��gewisse Zeitâ�� muss dabei lÃ¤nger als ein bis zwei
Quartale umfassen. Diesem Erfordernis stehen (noch) weitergehende
VertrauensschutzerwÃ¤gungen aus einer (behaupteten) groÃ�zÃ¼gigen Praxis der
Zulassungsgremien nicht entgegen. Entsprechende â�� unzutreffende â��
mÃ¼ndliche AuskÃ¼nfte seitens des Beklagten oder der Beigeladenen zu 1.
rechtfertigen nicht den Nachbesetzungsanspruch, sondern begrÃ¼nden ggfs. â��
sofern keine Zusicherung i.S. Â§ 34 Abs.1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
erfolgt ist, wofÃ¼r hier keine Anhaltspunkte bestehen â�� allenfalls
SchadenersatzansprÃ¼che auf der SekundÃ¤rebene.

Hinreichend sind Anhaltspunkte dann, wenn sie sich in einer Gesamtschau aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalls in ein Gesamtbild einfÃ¼gen, das an Gewissheit grenzt.
Keine hinreichenden Anhaltspunkte liegen vor, wenn sich hinreichende Zweifel an
der Absicht einer ausreichend langen TÃ¤tigkeit verifizieren lassen. Der volle
Gegenbeweis in der Weise, dass jede MÃ¶glichkeit der Richtigkeit der die
hinreichenden Anhaltspunkte bezeugenden Tatsachen ausgeschlossen wird, ist
nicht erforderlich.

Gegen eine entsprechende Absicht kÃ¶nnen konkrete PlÃ¤ne des Arztes zur
Beendigung seiner TÃ¤tigkeit sprechen, aber auch UmstÃ¤nde aus der SphÃ¤re des
MVZ. Je kÃ¼rzer die Dauer der TÃ¤tigkeit, desto hÃ¶here Anforderungen sind an
den Nachweis der UmstÃ¤nde zu stellen, die die Absicht zur AusÃ¼bung der
AngestelltentÃ¤tigkeit fÃ¼r eine lÃ¤ngere Dauer dokumentieren.

Ausgehend davon bestehen erhebliche Zweifel an der Absicht einer
AngestelltentÃ¤tigkeit von T. bei der KlÃ¤gerin fÃ¼r einen Zeitraum von mehr als
zwei Quartalen.

So rÃ¤umt die KlÃ¤gerin bereits selbst ein, (im Ergebnis rechtsirrig) davon
ausgegangen zu sein, den eingebrachten Vertragsarztsitz (bereits) nach einem
Quartal der BeschÃ¤ftigung (d.h. zum 30. September 2016) nachbesetzen zu
kÃ¶nnen. Wiederholt hat sie hierzu behauptet, es sei bis zur Entscheidung des BSG
vom 4. Mai 2016 gÃ¤ngige Verwaltungspraxis der Gremien gewesen, eine Dauer
der AngestelltentÃ¤tigkeit von ein oder zwei Quartalen ausreichen zu lassen, um zu
dokumentieren, dass auf die Zulassung gerade mit dem Ziel verzichtet werde, in
einem MVZ tÃ¤tig zu werden.

Dementsprechend plante die KlÃ¤gerin bereits fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Oktober
2016, d.h. nach einem Quartal der BeschÃ¤ftigung des T., dessen Nachbesetzung.
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So fÃ¼hrte sie nach den Angaben des Zeugen J. bereits ein Dreivierteljahr vor der
Nachbesetzung der Stelle des T., d.h. im FrÃ¼hjahr 2016, mit dem Chefarzt der
Gastroenterologie des K. Krankenhauses S. X. GesprÃ¤che darÃ¼ber, wer
perspektivisch fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit im MVZ zur VerfÃ¼gung stehe. Auch wenn dies
â�� angeblich â�� nicht konkret mit Bezug auf T. besprochen worden sein soll, sind
im Vorfeld â�� nach den AusfÃ¼hrungen des Zeugen J. â�� AuskÃ¼nfte zu einem
sog. â��Scham-Quartalâ�� eingeholt worden. Die KlÃ¤gerin ging danach
offensichtlich davon aus, dass es unschÃ¤dlich sei, T. nur ein Quartal zu
beschÃ¤ftigen, um sodann eine Nachbesetzung seiner Stelle sicherstellen zu
kÃ¶nnen. GleichermaÃ�en verfuhr sie mit der Arztstelle des Herrn QC., dessen
Ausscheiden nach einem Quartal der BeschÃ¤ftigung ebenfalls zum 30. September
2016 in der E-Mail vom 8.Â Juli 2016 dem ZA mitgeteilt worden war, obwohl dieser
zum fraglichen Zeitpunkt offenkundig noch bei guter Gesundheit zu sein schien und
in der Folgezeit T. sogar noch vertreten konnte.

Demensprechend war die KlÃ¤gerin auch bereits am Freitag, 8. Juli 2016 nach einer
nur sechstÃ¤gigen TÃ¤tigkeit des T., ohne dass dieser einen krankheitsbedingten
Ausfall auch nur angekÃ¼ndigt hÃ¤tte, in der Lage, einen Nachbesetzungsantrag in
Bezug auf seine Arztstelle an den ZA zu versenden. Dabei benannte sie konkrete
Ã�rzte, die T. nachfolgen sollten. Die AntrÃ¤ge auf BeschÃ¤ftigung der betreffenden
Ã�rzte wurden beigefÃ¼gt. Die Ã�bersendung der betreffenden
AnstellungsvertrÃ¤ge bzw. Ã�nderungsvertrÃ¤ge erfolgte per E-Mail zeitnah am
Montag, 11. Juli 2016. Dieses koordinierte Vorgehen der KlÃ¤gerin ist ohne eine
entsprechende Vorbereitungszeit mit vertieften, grÃ¼ndlichen Ã�berlegungen fÃ¼r
eine so bedeutende Fragestellung fÃ¼r den Betrieb des MVZ der KlÃ¤gerin nicht
nachvollziehbar.

Nicht glaubhaft ist es daher, wenn der Zeuge J. ausfÃ¼hrt, dass der Antrag auf
Nachbesetzung bei Kenntnisnahme von ersten Anzeichen einer etwaigen
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigung durch GerÃ¼chte in der Belegschaft ohne
weitere PrÃ¼fung und RÃ¼cksprache mit T. gestellt worden sei und gleichzeitig
auch entsprechende Ã�rzte benannt werden konnten. Dieses Vorgehen ist
lebensfern und lÃ¤sst sich nicht damit in Einklang bringen, wenn â��ein sehr hohes
VertrauensverhÃ¤ltnisâ�� zu T. und â��sehr viel Respektâ�� vor T. und dessen
Lebensleistung betont wird; hingegen ein â��gerÃ¼chteweise verbreiteterâ��
schlechter Gesundheitszustand dieses Arztes ohne auch nur eine RÃ¼cksprache mit
diesem sofort zum Anlass eines Nachbesetzungsantrags genommen wird. Dies
erscheint auch unter Hinweis auf eine kaufmÃ¤nnische Vorsorge oder einer
behaupteten frÃ¼heren Praxis nicht plausibel.

Es sind zudem keine UmstÃ¤nde ersichtlich oder dargelegt, die auf den Willen des
T. schlieÃ�en lassen, dass er nach Wiederherstellung seiner Gesundheit, seine
TÃ¤tigkeit im MVZ der KlÃ¤gerin wiederaufnehmen wollte. Hiergegen spricht nicht
zuletzt seine private Lebensplanung. Bereits Ende 2015 leitete T. die Aufgabe
seines Lebensmittelpunktes in S. ein, indem er den Verkaufsprozess fÃ¼r sein
dortiges Familienhaus in die Wege leitete. Sodann siedelte er bereits im
Sommer/Herbst 2016 nach W. in C. um (vgl. zur Wohnsitzverlagerung Pawlita in:
jurisPK-SGB V, a.a.O., Rn. 1106).
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Soweit der Zeuge T. in seiner Vernehmung angegeben hat, er habe wegen der
UnterhaltsbedÃ¼rftigkeit von zwei Kindern vorgehabt, lÃ¤nger zu arbeiten, ein
Zimmer in S. anzumieten und regelmÃ¤Ã�ig zwischen W. und S. zu pendeln,
vermag diese Einlassung angesichts der einerseits fehlenden Objektivierung des
geschilderten subjektiven Vorhabens und der andererseits entgegenstehenden
zahlreichen objektivierten, hieran ernsthafte Zweifel rechtfertigenden
Gesichtspunkte, keine hinreichenden Anhaltspunkte fÃ¼r die erforderliche
Ernsthaftigkeit der Absicht einer TÃ¤tigkeit als Angestellter im MVZ der KlÃ¤gerin
fÃ¼r einen Zeitraum von mehr als zwei Quartalen zu begrÃ¼nden.

Auf die UmstÃ¤nde der Erkrankung des T. kommt es hierbei nicht an. Es kann
vielmehr als wahr unterstellt werden, dass T. unvorhergesehen nach Beginn seines
AnstellungsverhÃ¤ltnisses arbeitsunfÃ¤hig erkrankte. Denn bestehen bei Beginn
des AnstellungsverhÃ¤ltnisses zum 1. Juli 2016 keine hinreichenden Anhaltspunkte
fÃ¼r die Absicht einer hinreichend langen TÃ¤tigkeit bzw. lassen sich am Vorliegen
einer Absicht hinreichende Zweifel verifizieren, so kommt es nicht darauf an, ob zu
einem spÃ¤teren Zeitpunkt UmstÃ¤nde (wie beispielsweise eine
ArbeitsunfÃ¤higkeit) eingetreten sind, die auch bei Vorliegen einer entsprechenden
Absicht eine frÃ¼here Beendigung seiner TÃ¤tigkeit gerechtfertigt hÃ¤tten.

Lassen sich hiernach hinreichende Zweifel dafÃ¼r verifizieren, dass T. vor Ablauf
von zwei Quartalen seine TÃ¤tigkeit im MVZ der KlÃ¤gerin beenden wollte, ist eine
NachbesetzungsmÃ¶glichkeit der KlÃ¤gerin mit den im Berufungsantrag namentlich
bezeichneten Ã�rzten nicht gegeben.

E. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a Abs.Â 1 SGG i.V.m. Â§Â 154 Abs.Â 2
VwGO.

F. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht (Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG).

G. Der Streitwert bestimmt sich gemÃ¤Ã� Â§ 52 Abs. 1, 3 GKG nach der sich aus
dem Antrag der KlÃ¤gerin fÃ¼r sie ergebenden (wirtschaftlichen) Bedeutung;
mithin auf 60.000 â�¬. Auf den die Beschwerde gegen die erstinstanzliche
Streitwertfestsetzung zurÃ¼ckweisenden Beschluss des Senats vom 13. Dezember
2021 (Az. L 11 KA 10/21 B) wird Bezug genommen.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils
schriftlich oder in elektronischer Form beim

Bundessozialgericht, Postfach 41 02 20, 34114
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einzulegen.

Die Beschwerdeschrift muss bis zum Ablauf der Monatsfrist bei dem
Bundessozialgericht eingegangen sein.

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung -ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Weitergehende
Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal
des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  jeder Rechtsanwalt,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedsstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  selbstÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial-
oder berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
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Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im
wirtschaftlichen Eigentum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die
juristische Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Die vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften und juristischen Personen
mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt handeln. BehÃ¶rden
und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse sowie
private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich durch eigene BeschÃ¤ftigte
mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum
Richteramt anderer BehÃ¶rden oder juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts
einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben
gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten lassen.

Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Handelt
es sich dabei um eine der vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen, muss diese durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt
handeln.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils von
einem zugelassenen BevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu
begrÃ¼nden.

In der BegrÃ¼ndung muss die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache
dargelegt oder die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil abweicht, oder ein
Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann,
bezeichnet werden. Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 
128 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz nicht und eine Verletzung des Â§ 103
Sozialgerichtsgesetz nur gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem
Beweisantrag ohne hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

FÃ¼r die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter,
der nicht schon durch die oben genannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen vertreten ist, Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung
eines Rechtsanwalts beantragen.

Der Beteiligte kann die Prozesskostenhilfe selbst beantragen. Der Antrag ist beim
Bundessozialgericht entweder schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen
oder mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren.
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Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen. Hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck kann von allen Gerichten oder durch den Schreibwarenhandel bezogen
werden.

Wird Prozesskostenhilfe bereits fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde begehrt, so
mÃ¼ssen der Antrag und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse â�� gegebenenfalls nebst entsprechenden Belegen
â�� bis zum Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde (ein Monat nach
Zustellung des Urteils) beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Mit dem Antrag auf Prozesskostenhilfe kann ein zur Vertretung bereiter
Rechtsanwalt benannt werden.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Anwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der
beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden.

Das Bundessozialgericht bittet darÃ¼ber hinaus um je zwei weitere Abschriften.

Schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als
elektronisches Dokument zu Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden
vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen
Vorschriften zulÃ¤ssig. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf
Anforderung ist ein elektronisches _Â  Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r
die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d SGG).

Erstellt am: 23.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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